
 
 

 

Beschwerdeführer A. 

vertreten durch: RA AA.  

 

 

Vorinstanz  Departement Inneres und Sicherheit, Schützenstrasse 1, 

9100 Herisau  

 

 

 

 

Obergericht Appenzell Ausserrhoden 
Einzelrichter 

 

 

 

Urteil vom 14. Juli 2025 
 

Verfahren Nr. ERV 25 20 

ERV 25 22 

 

 

 

Ort des Entscheids Trogen 

 

 

Gegenstand Parteientschädigung  

Beschwerde gegen den Rekursentscheid des Departements  

Inneres und Sicherheit vom 4. März 2025 



 
 

Rechtsbegehren 

 

a) des Beschwerdeführers: 
 
1. Ziff. 3 des angefochtenen Entscheids vom 4. März 2025 sei insoweit aufzuheben, als dem 

Rekurrenten eine Parteientschädigung im Umfang von CHF 2'006.75 zuzusprechen sei. 

 

2. Es sei A. die unentgeltliche Rechtspflege und unentgeltliche Rechtsvertretung durch die 

Person des unterzeichnenden Rechtsanwalts zu gewähren.  

 

3. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen (zzgl. Mehrwertsteuer).  

 

 

b) der Vorinstanz: 
  
 Die Beschwerde sei abzuweisen. 
 

 

 

Sachverhalt 

 

A. A., geb. am x.xx.xxxx, ist B. Staatsangehöriger. Er reiste am 10. August 2008 in die Schweiz 

ein und erhielt in der Folge die Aufenthaltsbewilligung im Rahmen der Bestimmungen über 

den Familiennachzug zum Verbleib bei seiner Mutter in D. Mit Verfügung vom 30. Oktober 

2024 verweigerte das Amt für Inneres, Abteilung Migration, die Verlängerung der 

Aufenthaltsbewilligung von A. infolge ununterbrochener und mehrjähriger 

Sozialhilfeabhängigkeit. Gleichzeitig ordnete es an, dass A. die Schweiz innert 30 Tagen 

ab Rechtskraft der Verfügung zu verlassen habe.  

 

B. Gegen diese Verfügung liess A., vertreten durch RA AA., mit Eingabe vom 25. November 

2024 beim Departement Inneres und Sicherheit Rekurs erheben mit dem Antrag, den 

Aufenthalt von A. weiterhin zu bewilligen. Mit Schreiben vom 19. Dezember 2024 teilte A. 

dem Departement Inneres und Sicherheit mit, dass er am 2. Januar 2025 eine neue 

Praktikumsstelle antrete und vorgesehen sei, dass er im Sommer 2025 eine Ausbildung bei 

der C. im Detailhandel starte. 

 

C. Aufgrund der veränderten Sachlage widerrief das Amt für Inneres, Abteilung Migration (im 

Folgenden: verfügende Behörde), die Verweigerung der Aufenthaltsbewilligung vom  



Seite 3 

30. Oktober 2024 mit Verfügung vom 6. Januar 2025 und verlängerte die 

Aufenthaltsbewilligung von A. um ein Jahr.  

 

D. Mit Entscheid vom 4. März 2025 schrieb das Departement Inneres und Sicherheit den Re-

kurs als gegenstandslos ab. In Ziff. 3 des Entscheids hielt es fest, dass keine Parteientschä-

digung ausgerichtet werde. 

 

E. Mit Eingabe vom 4. April 2025 liess A. (im Folgenden: Beschwerdeführer), vertreten durch 

RA AA., mit eingangs erwähnten Rechtsbegehren Beschwerde beim Obergericht erheben. 

Das Departement Inneres und Sicherheit (im Folgenden: Vorinstanz) verzichtete mit 

Schreiben vom 10. April 2025 und eingangs erwähntem Rechtsbegehren auf eine 

Stellungnahme. 

 

 

 

Erwägungen 

 

1. Von den Departementen gefällte Rekursentscheide unterliegen der Beschwerde an das 

Obergericht (Art. 54 Abs. 1 lit. a des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege, VRPG, 

bGS 143.1). Der Beschwerdeführer verlangt die Aufhebung der vorinstanzlichen Regelung 

der Parteientschädigung und die Zusprechung einer Parteientschädigung in der Höhe von 

CHF 2'006.75. Zu prüfen bleibt damit nur die Ausrichtung einer Parteientschädigung an den 

Beschwerdeführer. Weil der Streitwert der Beschwerde weniger als CHF 15‘000.00 beträgt, 

ist der Einzelrichter zuständig (Art. 29 lit. a des Justizgesetzes, JG, bGS 145.31). Da die 

formellen Prozessvoraussetzungen sowohl in Bezug auf die eingereichte Beschwerde-

schrift (vgl. dazu Art. 54 Abs. 1 lit. a und Art 55 Abs. 1 VRPG) als auch auf die persönlichen 

Anforderungen beim Beschwerdeführer erfüllt sind (Art. 59 Abs. 1 i.V.m. Art. 32 Abs. 1 

VRPG), ist auf die Beschwerde einzutreten. 

 

2. Gemäss Art. 24 Abs. 1 VRPG kann im Rekursverfahren der ganz oder teilweise obsiegen-

den Partei auf Antrag eine angemessene Entschädigung für ihre Kosten und Auslagen zu-

gesprochen werden, die jedoch in der Regel höchstens Fr. 7'000.-- beträgt. Die Parteient-

schädigung geht zulasten der unterliegenden Partei. Aus Billigkeitsgründen kann sie auch 

der Staats- oder Gemeindekasse auferlegt werden (Abs. 2). Keine Parteientschädigung 

wird u.a. ausgerichtet, wenn die Voraussetzungen des Obsiegens erst im Rechtsmittelver-

fahren geschaffen wurden (Art. 24 Abs. 3 lit. b VRPG).  
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2.1 Die Vorinstanz stützt sich auf den Standpunkt, dass die verfügende Behörde nicht "aus 

besserer eigener Einsicht" auf die eigene Verfügung zurückgekommen sei. Ausdrücklicher 

Grund für den Widerruf der Verfügung sei der Praktikumsvertrag vom 16. Dezember 2024 

gewesen, der zusammen mit der Perspektive einer anschliessenden Berufsbildung die An-

nahme rechtfertige, der Beschwerdeführer werde nun doch zu beruflicher Integration und 

finanzieller Selbständigkeit finden. Dieser Umstand sei erst im Verlauf des Rekursverfah-

rens eingetreten und habe bei Erlass der angefochtenen Verfügung gar nicht berücksichtigt 

werden können. Bei dieser Ausgangslage rechtfertige sich die Ausrichtung einer Parteient-

schädigung nicht.  

 

2.2 Der Beschwerdeführer wendet dagegen ein, dass die verfügende Behörde durch die Auf-

hebung ihrer ursprünglichen Verfügung und Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung die 

Gegenstandslosigkeit herbeigeführt habe, ohne dass das eigentliche Rekursverfahren 

stattgefunden habe. Die arbeitsmarktlichen Integrationsmassnahmen seien schon im Zeit-

punkt des Erlasses der später aufgehoben Verfügung bekannt gewesen. Weiter wäre in 

Anlehnung an Art. 107 ZPO darauf abzustellen gewesen, wer nach dem Stand der Streit-

sache vor der Gegenstandslosigkeit, in summarischer Begründung, mutmasslich das Ver-

fahren gewonnen hätte. Der Beschwerdeführer habe die besseren Prozessaussichten ge-

habt und hätte mutmasslich obsiegt, zumal die Ausweisung eines jungen Erwachsenen, der 

seine Schulzeit und die prägenden letzten 16 Jahre seines Lebens in der Schweiz verbracht 

habe, nur in Ausnahmefällen noch als verhältnismässig betrachtet werden könnte. Damit 

sei der Beschwerdeführer angemessen für die notwendigen Kosten und Auslagen zu ent-

schädigen.  

 

2.3 Bei Gegenstandslosigkeit wird die Parteientschädigung in der Regel jener Partei auferlegt, 

deren Verhalten die Gegenstandslosigkeit bewirkt hat. Wenn das Verfahren ohne Zutun der 

Parteien gegenstandslos geworden ist, wird die Parteientschädigung aufgrund der Sach-

lage vor Eintritt des Erledigungsgrunds nach dem Unterliegerprinzip festgelegt, wobei le-

diglich eine summarische Prüfung der Rechtslage vorzunehmen ist. In besonderen Kon-

stellationen kann es sich rechtfertigen, auf die Zusprechung einer Parteientschädigung zu 

verzichten (WIEDERKEHR/PLÜSS, Öffentliches Verfahrensrecht, 2020, Rz. 3722). Die Be-

stimmung derjenigen Partei, welche die Gegenstandslosigkeit bewirkt hat, erfolgt nach ma-

teriellen Kriterien; unerheblich ist damit, wer die formelle Prozesshandlung vornimmt, wel-

che die Behörde unmittelbar zur Abschreibung veranlasst. Zieht die Vorinstanz ihren 

Entscheid in Wiedererwägung, gilt sie deshalb nur dann als unterliegend, wenn sie ihren 

Entscheid aus besserer eigener Erkenntnis abgeändert hat (etwa weil sie erkennt, dass 

dieser von Beginn weg fehlerhaft war) und nicht für den Fall, dass sie dies tut, weil der 
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Umstand, der Anlass zum Einschreiten gegeben hat, durch die Gegenpartei beseitigt wor-

den ist. Letztgenannte Konstellation stellt in Wirklichkeit einen Abstand der Gegenpartei 

dar, weshalb diese – auch hinsichtlich der Kosten- und Entschädigungsfolgen – als unter-

liegend anzusehen ist. Ist die Gegenstandslosigkeit in diesem Sinne durch eine Partei be-

wirkt worden, so ist es irrelevant, wie die Prozessaussichten vor Eintritt der Gegenstands-

losigkeit zu würdigen gewesen wären (vgl. dazu Art. 5 des Reglements über die Kosten und 

Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht (VGKE, SR 173.320.2). Diese Frage 

stellt sich erst, wenn das Verfahren ohne Zutun der Parteien gegenstandlos geworden ist, 

d.h. die Ursache dafür ausserhalb der Verantwortlichkeit der Streitbeteiligten liegt (Urteil 

des Bundesgerichts 9C_402/2022 vom 14. November 2022 E. 4.3.1; RUTH HERZOG, in: 

Herzog/Daum [Hrsg.], Kommentar zum Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege im Kan-

ton Bern, 2. Aufl. 2020, Rz. 4 ff. zu Art. 110 VRPG).  

 

2.4 Im vorliegenden Fall ist die Gegenstandslosigkeit des vorinstanzlichen Rekursverfahrens 

zwar formell darauf zurückzuführen, dass die verfügende Behörde die Verfügung vom  

30. Oktober 2024 wiedererwägungsweise aufhob. Dies jedoch einzig deshalb, weil der Be-

schwerdeführer erst im Rekursverfahren einen Arbeitsvertrag über das bis zum 31. Juli 

2025 befristete Praktikumsverhältnis beigelegt hat. Wäre dieser Arbeitsvertrag bereits bei 

der verfügenden Behörde eingereicht worden, hätte sich ein Rekursverfahren erübrigt.  

Effektiv hat damit der Beschwerdeführer die Gegenstandlosigkeit des Rekursverfahrens zu 

verantworten. Dies geht auch daraus hervor, dass er mit Schreiben vom 19. Dezember 

2024 die Vorinstanz ersuchte, die nachgereichten Unterlagen der verfügenden Behörde 

zukommen zu lassen, zumal diese allenfalls in Erwägung ziehen möchte, ob sie aufgrund 

der neuen Ausgangslage von sich aus auf ihren Entscheid zurückkommen möchte. Es ist 

zudem nicht ersichtlich, weshalb dem Beschwerdeführer der Abschluss eine Praktikums-

vertrags nicht schon früher möglich gewesen wäre, zumal dieser bereits am 7. November 

2019 von der verfügenden Behörde aufgefordert wurde, umgehend die notwendigen An-

strengungen zu unternehmen, um künftig für seinen Lebensunterhalt mit eigenen finanziel-

len Mitteln aufkommen zu können und er gemäss Entscheid der verfügenden Behörde vom 

30. Oktober 2024 bis zu diesem Zeitpunkt keine Nachweise betreffend Stellensuche einge-

reicht hat. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass der Beschwerdeführer schon vor 

der Rekurserhebung Tätigkeiten auf dem zweiten Arbeitsmarkt aufgenommen hat, zumal 

dieser dennoch Sozialhilfebezüger blieb. Ohne den Praktikumsvertrag vom 16. Dezember 

2024 wäre das Rekursverfahren somit nicht gegenstandlos geworden. Dieser war entschei-

dend für die Wiedererwägung der verfügenden Behörde. Somit wurde die Gegenstandslo-

sigkeit des Rekursverfahrens durch den Beschwerdeführer verursacht, womit dieser als un-

terliegend gilt.  
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3. Zusammenfassend ist damit festzuhalten, dass die Vorinstanz dem Beschwerdeführer zu-

recht keine Parteientschädigung für das Rekursverfahren zugesprochen hat. Die Be-

schwerde ist damit abzuweisen. 

 

4. Nach Art. 19 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 53 Abs. 1 VRPG ist im Beschwerdeverfahren vor 

Obergericht gebühren- und kostenpflichtig, wer ganz oder teilweise unterliegt oder auf des-

sen Rechtsmittel nicht eingetreten wird. Das Obergericht erhebt für seine Urteile und Be-

schlüsse Gebühren bis Fr. 5'000.-- (Art. 4a des Gesetzes über die Gebühren in Verwal-

tungssachen, bGS 233.2). Dem Beschwerdeführer ist ausgangsgemäss eine 

Entscheidgebühr aufzuerlegen, wobei eine Gebühr von Fr. 800.-- als angemessen er-

scheint. Aufgrund seiner Sozialhilfeabhängigkeit ist ihm jedoch die unentgeltliche Rechts-

pflege und Rechtsverbeiständung zu gewähren, zumal sein Begehren nicht aussichtslos 

erscheint (25 i.V.m. Art. 53 Abs. 1 VRPG). Daher ist die Entscheidgebühr vorläufig auf die 

Staatskasse zu nehmen.  

 

5. Eine Entschädigung steht dem Beschwerdeführer ausgangsgemäss nicht zu (Art. 53 Abs. 

3 VRPG). Hingegen ist sein Anwalt aufgrund der gewährten unentgeltlichen Rechtsverbei-

ständung aus der Staatskasse zu entschädigen. Diese wird nach dem notwendigen Zeit-

aufwand entschädigt (Art. 23 Abs 1 der Verordnung über den Anwaltstarif, AT, bGS 145.53). 

Das Honorar beträgt Fr. 200.-- je Stunde plus Mehrwertsteuer (Art. 24 Abs. 1 AT). Es ist 

insgesamt nicht höher als das nach Streitwert oder pauschal zu bemessende Honorar (Abs. 

2). In Verfahren vor dem Obergericht in Verwaltungssachen wird das Honorar pauschal 

festgelegt (Art. 13 Abs. 1 lit. c AT) und beträgt Fr. 1‘000.-- bis Fr. 10‘000.-- (Art. 16 Abs. 1 

AT). Innerhalb des für eine Pauschale gesetzten Rahmens richtet sich das Honorar nach 

den besonderen Umständen des Falles. In Betracht fallen namentlich Art und Umfang der 

Bemühungen, die Schwierigkeiten des Falles sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse der 

Beteiligten (Art. 17 AT). Grundsätzlich kann die mögliche Bandbreite der Honorare unterteilt 

werden in  

a) einfache, unterdurchschnittlich aufwändige Fälle, in denen ein Honorar von Fr. 1‘000.- 

bis zu Fr. 4‘000.-- zu sprechen ist;  

b)  mittlere Fälle, die durchschnittlich schwierige Rechts- und/oder Sachverhaltsfragen be-

treffen und einen durchschnittlichen Aufwand benötigten, in denen ein  

Honorar in der Grössenordnung von Fr. 4‘000.-- bis Fr. 7‘000.-- angemessen  

erscheint; und  

c)  schwierige Fälle sowohl bezüglich Sachverhalts- und/oder Rechtsfragen, in denen 

überdurchschnittlich umfangreiche Eingaben notwendig waren und umfangreiche 
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Akten zu studieren waren, was ein Honorar von Fr. 7‘000.-- bis Fr. 10‘000.--, bzw. 

in aussergewöhnlichen Fällen bis zu Fr. 15‘000.-- rechtfertigt. 

 

Vorliegend ist die pauschale Entschädigung innerhalb des für die erste Fallgruppe - mit 

einfachen Rechtsfragen und unterdurchschnittlichem Aufwand - geltenden Rahmens von 

Fr. 1000.-- bis zu Fr. 4‘000.-- festzulegen. Dabei gilt es zu beachten, dass RA AA. den 

Beschwerdeführer bereits im vorinstanzlichen Verfahren vertreten hat und vorliegend ein-

zig die Frage der Parteientschädigung umstritten ist, wozu sich die Ausführungen in der 

Beschwerdeschrift auf knapp eineinhalb Seiten beschränken. Zudem war aufgrund des 

Ausbleibens einer Vernehmlassung der Vorinstanz keine Replik erforderlich. Unter diesen 

Umständen erweist sich die von Rechtsanwalt AA. eingereichte Kostennote von 

Fr. 2'039.40 als zu hoch, zumal darin von einem Stundenansatz von Fr. 250.-- ausgegan-

gen wird. Unter Zugrundelegung eines pauschalen Honorars von Fr. 1‘200.--, zuzüglich 

Barauslagen von 4 % und der Mehrwertsteuer von 8.1% erscheint eine Entschädigung 

von total Fr. 1'349.10 als angemessen.  

 

6. Der Beschwerdeführer hat die Gerichtskosten nachzuzahlen und die Auslagen für die un-

entgeltliche Rechtspflege zurückzuerstatten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhältnisse 

erlauben.  
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Demgemäss verfügt der Einzelrichter des Obergerichts: 
 
 
1. Die Beschwerde von A. wird abgewiesen. 
 
 
2. Dem Beschwerdeführer wird die unentgeltliche Rechtspflege und die unentgeltliche Verbei-

ständung gewährt. 
 
 
3. Dem Beschwerdeführer wird eine Entscheidgebühr von Fr. 800.-- auferlegt. Diese wird zu-

folge der gewährten unentgeltlichen Rechtspflege auf die Staatskasse genommen, unter 
Vorbehalt der Rückerstattungspflicht nach Art. 25 Abs. 3 VRPG. 

 
 
4. Zufolge Gewährung der unentgeltlichen Rechtsverbeiständung an Beschwerdeführer wird 

sein Rechtsvertreter RA AA. zulasten der Staatskasse mit Fr. 1'349.10 entschädigt 
(Barauslagen und Mehrwertsteuer inbegriffen), unter Vorbehalt der Rückerstattungspflicht 
nach Art. 25 Abs. 3 VRPG. 

 
 
5. Rechtsmittel:  
 Gegen dieses Urteil kann innert 30 Tagen seit der Zustellung Beschwerde in öffentlich-

rechtlichen Angelegenheiten erhoben werden. Die Zulässigkeit einer solchen Beschwerde 
richtet sich nach Art. 82 ff. Bundesgerichtsgesetz (BGG, SR 173.110). Die Beschwerde ist 
beim Schweizerischen Bundesgericht, Avenue du Tribunal fédéral 29, 1000 Lausanne 14, 
schriftlich einzureichen. Die Beschwerdeschrift hat die Begehren, deren Begründung mit 
Angabe der Beweismittel und die Unterschrift zu enthalten; der angefochtene Entscheid 
sowie die als Beweismittel angerufenen Urkunden sind - soweit vorhanden - beizulegen 
(Art. 42 BGG). Die Beschwerde hat in der Regel keine aufschiebende Wirkung (Art. 103 
BGG).  

 
 

6. Mitteilung an: 

- RA AA., mit Gerichtsurkunde 

- Departement Inneres und Sicherheit, mit Gerichtsurkunde 

 
nach Rechtskraft an: 

- das Finanzamt (separates Formular), interne Post 

 
 
 

Der Obergerichtsvizepräsident: 

 

 

lic. iur. Daniel Hofmann 

 

 

 
 
 
versandt am: 
 


